Sammlung 
für die ee 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


5 Geſetz⸗ 


(Nr. 5893.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Mai 1864., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kommunal⸗Chauſſee 
von Kemnade, an der Sprockhoͤvel-Krengeldanzer Straße, uͤber Blanken⸗ 
ſtein nach Hattingen, im Regierungsbezirk Arnsberg. a 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kom⸗ 
munal⸗Chauſſee von Kemnade, an der Sprockhoͤvel⸗Krengeldanzer Straße, über 
Blankenſtein nach Hattingen, im Regierungsbezirk Arnsberg, genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Blankenſtein das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundftüce, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats- Chauffeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich der genannten Gemeinde gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes auf Eine Meile nach den Beſlimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung be⸗ 
treffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
use der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 

5 Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 2. Mai 1864. 
| Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter fr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 5894.) Statut des Entwaͤſſerungsverbandes des großen und kleinen Wond-Seed und 
8 des Niedtlitzer Bruches in den Kreiſen Johannisburg und Loͤtzen. Vom 
23. Mai 1864. a ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x, 


verordnen auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. vom 
Jahre 1853. S. 182.), nach Anhoͤrung der Betheiligten, was folgt: 


H. 1 
Unter der Benennung: 5 
„Entwaͤſſerungsverband des großen und kleinen Won: 
Sees und des Niedtlitzer Bruches“, 


wird eine Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten gebildet. 


Genoſſen des Verbandes ſind alle Grundbeſitzer, welche von den Anlagen 
deſſelben Vortheil haben. 


Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Lötzen. 


x §. 2. 
Der Zweck des Verbandes iſt: 


a) den Buwellno⸗See, den Üblick⸗See und den großen Wons-See um etwa 
ſechs Fuß zu ſenken und den kleinen Wons⸗See völlig trocken zu 
legen, und zwar durch Ankauf und Abbruch der Stauwerke der Przykop⸗ 

Muͤhle, ſowie durch Aufraͤumung der Seeverbindungen, bezuͤglich An⸗ 
legung von Hauptgraͤben zwiſchen dem Weynowo⸗ und Buwellno⸗, dem 

Buwellno⸗ und Üblick⸗, dem Buwellno- und großen Wons⸗, dem gro⸗ 
ßen und kleinen Wons⸗See; 


b) das Niedtlitzer Bruch zu entwaͤſſern durch Anlegung eines Haupt⸗ 
grabens vom kleinen Wons⸗See bis zur Jagodnen-Paprodtker Grenze. 


Zur Erreichung dieſes Zweckes ſind die im Wittigſchen Koſtenuͤberſchlage 
vom 12. Juni 1862. verzeichneten Hauptgraͤben und Bruͤcken von dem Ver⸗ 
bande auszufuͤhren und zu unterhalten. Abaͤnderungen dieſes Planes, die im 

Laufe der Ausführung nothwendig erſcheinen, Dürfen nur mit Genehmigung des 
Miniſters fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Da bei der Entwaͤſſerung des Buwellno-Sees ſaͤmmtliche Genoſſen des 
Verbandes betheiligt ſind, ſo haben ſie auch alle zu den Koſten fuͤr Ankauf und 
Abbruch der Stauwerke der Przykop⸗Muͤhle und fuͤr die ſonſtigen zur Senkung 
des Buwellno - Sees dienenden Anlagen beizutragen. \ 

Die Koſten für die Raͤumung des den Üblick⸗ und Buwellno⸗See ver: 
bindenden Fluͤßchens tragen nur Fiskus und die durch die Senkung des Üblick⸗ 
Sees vortheilenden Adjazenten. 80 

f ie 


Die Koften des Hauptgrabens vom Bupwellno⸗ durch den großen und 
he Wons⸗See bis zur Jagodner Grenze tragen die hier betheiligten Grund⸗ 
8 Die zur mehreren Entwaͤſſerung des Niedtlitzer Bruches und der einzelnen 
Seeterrains etwa nothwendigen Seitengräben find von den dabei Betheiligten 
allein auszufuͤhren. 

Fauͤr die Unterhaltung der Anlagen werden dieſelben Beitragsverhaͤltniſſe 
beibehalten, wie fie Behufs Ausführung derſelben feftgeftellt find, ſoweit nicht 
der Vorſtand mit Genehmigung der Regierung anders beſchließt. i 


8 


Der Entwaͤſſerungsverband iſt verpflichtet, den Koͤniglichen Fiskus wegen 
der Entſchaͤdigungsanſpruͤche, welche in Folge der Senkung des Waſſerſpiegels 
der Wons⸗Seen und des Buwellno- und Üblick-Sees etwa erhoben werden 
moͤchten, zu vertreten. f 


$. 4. 


Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und über die Grund⸗ 
ſtücke des Verbandes iſt ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu führen 
und vom Vorſtande feſtzuſtellen. a 

Die darin vorkommenden Veraͤnderungen werden dem Vorſtande bei der 
jährlichen Rechnungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. 


H. 5. 


Jeder Verbandsgenoſſe hat das Recht, ſich des Waſſers von ſeinen Laͤn⸗ 
dereien durch Zuleitung zu den Hauptentwaͤſſerungszuͤgen des Verbandes zu 
entledigen. Die Anlage und Unterhaltung ſolcher Zuleitungsgraͤben iſt Sache 
der dabei beſonders Betheiligten. Iſt die Zuleitung nur durch Zuſammenwirken 
mehrerer Grundbeſitzer ausfuͤhrbar, jo hat der Vorſtand dieſelbe zu vermitteln 
und noͤthigenfalls auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten durchzufuͤhren, nach⸗ 
dem der Plan dazu und das Beitragsverhaͤltniß dem Vortheile eines Jeden 
entſprechend von den Staatsverwaltungs-Behoͤrden nach Anhoͤrung der Inter⸗ 
eſſenten feſtgeſtellt iſt. 
ſch Die Unterhaltung dieſer Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu beauf⸗ 
ichtigen. i 


86: 

Innerhalb des Entwaͤſſerungsgebietes darf das Waſſer der Seen und 
Hauptabzugsgraͤben nur unbeſchadet des im Meliorationsplane vorgeſehenen Ent⸗ 
waͤſſerungszweckes zeitweiſe aufgeſtaut oder abgeleitet werden. 

Zur Ueberſtauung des trocken zu legenden Bettes des großen Wons⸗Sees 
bleibt jedoch die Errichtung einer Stauſchleuſe in dem Kanal zwiſchen dem gro⸗ 
ßen Wons⸗See und dem Buwellno⸗See auf gemeinſchaftliche Koſten ausdruͤck⸗ 
lich vorbehalten, welche Schleuſe vom Abgang des Winters bis zum 10. Mai 

(Nr. 5894.) € 47 * jeden 


See — 340 — 

jeden Jahres und bis zu einer von den Verwaltungsbehoͤrden feſtzuſtellenden 
Höhe den Waſſerſtand feſthalten darf, von da ab aber wiederum zu öffnen iſt. 
5 Der Verband beſtimmt im Uebrigen die Hoͤhe und Zeit der Stauung und 
iſt gegen deſſen Beſtimmungen nur die Beſchwerde an die Verwaltungsbehoͤrde 
geſtattet, deren Entſcheidung endguͤltig iſt. a 


H. 7. 


Der Verband iſt befugt, ſoweit dies zur Ausfuͤhrung des Meliorations⸗ 
planes erforderlich iſt, f 


a) die Aufhebung oder Veraͤnderung von Muͤhlenſtauwerken, und 


b) die Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens, die Einraͤumung 
einer Servitut und die voruͤbergehende Benutzung von Grundſtuͤcken 


gegen Entſchaͤdigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 
1811. (Geſetz⸗Samml. S. 352.) zu verlangen. a 

Die Genoſſen des Verbandes haben den erforderlichen Grund und Bo— 

den zur Regulirung der Entwaͤſſerungszuͤge unentgeltlich herzugeben, wogegen 

ihnen die Benutzung der Boͤſchungen verbleibt und das etwa verlaſſene Fluß⸗ 
bett innerhalb ihrer Grenzen zufaͤllt. 

Sollte aus dieſer Beſtimmung in einzelnen Faͤllen wegen geringer Be⸗ 
theiligung an den Vortheilen der Melioration eine offenbare Haͤrte hervorgehen, 
ſo iſt eine billige Entſchaͤdigung zu gewaͤhren, woruͤber im Mangel der Eini⸗ 
15 gleichfalls ſchiedsrichterliches Verfahren nach dem genannten Geſetze 
ſtattfindet. 8 


H. 8. 


Die beſtehenden Bruͤcken auf den Entwaͤſſerungszuͤgen find nach vorher⸗ 
gegangener Umbauung auf Koſten des Verbandes von denjenigen in normal⸗ 
mäßigem Zuſtande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. 

Wenn die Bruͤcken bei dem Umbau erheblich größer als bisher werden, 
fo hat der Verband den Unterhaltungspflichtigen für die Vergrößerung ſeiner 
Laſt zu entſchaͤdigen. 

Die durch die Entwaͤſſerungszuͤge nothwendig werdenden neuen Bruͤcken 
hat der Verband allein zu unterhalten. 


$ 9. 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhaͤltniß ihrer Beitragspflicht 
zur Herſtellung und Unterhaltung der gemeinſamen Anlagen ſind durch ein 
Kataſter feſtzuſtellen, welches der Regierungskommiſſarius entwirft. Das Ver⸗ 
haͤltniß des Vortheils an der Melioration bildet den Maaßſtab dabei. 

Der Entwurf des Kataſters iſt bei den Landrathsaͤmtern zu Johannis⸗ 
burg und Loͤtzen und extraktlich bei den Gemeindevorſtaͤnden offen zu legen, 
auch den Guͤtern, welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, extraktlich mitzu⸗ 
theilen. Zugleich iſt im Amtsblatte der Regierung zu Gumbinnen und 15 den 

eis⸗ 


a — ul — et 

Kreisblaͤttern der Kreiſe Johannisburg und Lötzen eine vierwoͤchentliche Friſt 

bekannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiſſarius Beſchwerde erhoben 
werden kann. 5 N s f 

Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdefuͤhrer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtaͤndigen zu unterſuchen. ü 

Die Sachverftändigen find hinſichtlich der Grenzen des Entwaͤſſerungs⸗ 
gebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthi⸗ 
genfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität zwei oͤkonomiſche 
Sachverftändige, denen. bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤlt⸗ 
niſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. a . 

Die Sachverſtaͤndigen werden von der Bezirksregierung ernannt. : 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, namlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Vorſtandsdeputirte andererſeits, bekannt 
gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei 
ſein Bewenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Andernfalls wer⸗ 
den die Akten der Bezirksregierung eingereicht zur Entſcheidung uͤber die Be⸗ 
ſchwerdepunkte. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten den 
Beſchwerdefuͤhrer. a : 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zulaͤſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung zu 
Gumbinnen ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. Bis zur Feſtſtellung 
des Kataſters verfügt die Regierung zu Gumbinnen nach Anhoͤrung des Vor⸗ 
ſtandes über das interimiſtiſche Beitragsverhaͤltniß, welches, vorbehaltlich der 
Ausgleichung, der Einziehung von Beiträgen zum Grunde zu legen iſt. 


$. 10. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge fir die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Sozietaͤtspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 
und Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtuͤcken. 

Die Beitraͤge ſind auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der admi⸗ 
niſtrativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren 
Vorſtaͤnde die Einziehung und Abführung zur Kaffe des Verbandes. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer der verpflichteten Grundſtuͤcke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich Verpflichteten. en DE 

911. 


i An den vom Verbande zu unterhaltenden Hauptentwaͤſſerungszuͤgen 
muͤſſen drei Fuß, vom oberen Rande der Boͤſchung ab gerechnet, unbeackert und 
mit dem Weidevieh verſchont bleiben. BEN 
Auch Bäume und Hecken dürfen auf dieſer Flache nicht geduldet 
werden. ö 8 
(Nr. 5894.) Bei 


u 


Bei der Raͤumung muͤſſen die Eigenthuͤmer der angrenzenden Grund» 
ſtuͤcke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufaͤllt, aufnehmen und 
binnen vier Wochen nach der Raͤumung, wenn aber die Raͤumung vor der Ernte 
geſchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte, bis auf Eine Ruthe Entfernung 
von dem Rande der Boͤſchung wegſchaffen. i 
2 Aus befonderen Gründen kann der Direktor dieſe Friſt abandern. 

. Ausnahmen von der Beſtimmung dieſes Paragraphen konnen in einzel⸗ 
nen Faͤllen vom Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung 
geſtattet werden. i 


$. 12. 5 


Der Verband flieht unter der Aufſicht der Regierung zu Gumbinnen als 
Landespolizeibehoͤrde und in hoͤherer Inſtanz des Miniſters fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Sta⸗ 

tuts beobachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und erhalten und die etwaigen 
Schulden regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. 
5 Die Regierung entſcheidet über die Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe 
des Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zuläffig und 
eingeſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidung noͤthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 
Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchaͤftsanweiſung 
fuͤr den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. Maͤrz 
1850. uͤber die Polizeiverwaltung die noͤthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen 
gm Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauffichtigenden 
Anlagen. 


§. 13. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
haltsetat zu bringen, oder außerordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Regierung 
nach Anhoͤrung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen 
bewirken, oder ſtellt die qußerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Ein: 
ziehung der erforderlichen Beitraͤge. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vor⸗ 

ſtande innerhalb zehn Tagen die Berufung an den Minifter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten zu. i 


§. 14. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Ver⸗ 
bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden, und 
etwaige Beſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


H. 15. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grund⸗ 


Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf 
ſßpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten der Parteien 
entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

155 Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffenden Beſchwerden, ſoweit ſie nicht nach den vorſtehenden Paragraphen 

einem anderen Forum uͤberwieſen ſind, von dem Direktor in Gemeinſchaft mit 

dem Vorſtande unterſucht und nach Mehrzahl der Stimmen entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds⸗ 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von Bekanntmachung des Beſcheides 
ab gerechnet, bei dem Direktor der Genoſſenſchaft angemeldet werden muß. 
be Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus zwei vom Vorſtande auf drei Jahre 

gewaͤhlten, bei der Melioration unbetheiligten Schiedsrichtern und einem von 
der Regierung zu Gumbinnen beſtellten Obmann. 


F. 16. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand ge⸗ 
leitet, welcher aus einem Direktor und fuͤnf Mitgliedern beſteht. Der Direktor 
und ſein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gumbinnen ernannt. 


Die fuͤnf Mitglieder werden dagegen ernannt reſp. gewaͤhlt: 
1) von dem Domainenfiskus Ein Mitglied, 


2) von den zum Verbande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtaͤndiger Güter Ein 
Mitglied, 5 


3) 1 den Dorfgemeinden und allen uͤbrigen Grundbeſitzern drei Mit⸗ 
glieder. 5 


f Das Mitglied ad 2. und deſſen Stellvertreter werden von den zum Ver⸗ 
bande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtaͤndiger Guͤter reſp. von ihren Bevollmaͤchtigten 
und geſetzlichen Vertretern, die Mitglieder ad 3. und deren Stellvertreter von 
den Vorſtehern ſaͤmmtlicher Gemeinden, zu welchen die Übrigen bei dem Ver⸗ 
bande betheiligten Grundbeſitzer gehören, durch abſolute Stimmenmehrheit ge⸗ 
waͤhlt. Dabei wird die Stimme jedes waͤhlenden Vorſtehers gezaͤhlt nach der 
Morgenzahl, welche er vertritt. Sobald das Kataſter feſtgeſtellt iſt, erfolgt die 
Zaͤhlung der Stimmen bei den Wahlen nach der Normal⸗Morgenzahl, welche 
der Wähler vertritt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Die Wahl 
gilt fuͤr ſechs Jahre. Der Ausſcheidende kann wieder gewählt: werden. 

Die Regierung zu Gumbinnen ernennt die Wahlkommiſſarien. Die 
Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. 

Im Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme der Wahl die Vorſchriften uͤber Gemeindewahlen 
Anwendung. 
Nr. 5894.) Die 
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5 5 Die Stellvertreter nehmen in Krankheits⸗ und Behinderungsfaͤllen de 
Mitgliedes feine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daſſelbe 
waͤhrend der Wahlzeit ſtirbt oder ſeinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


§. 17. 


Der Vorſtand hat uͤber alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen, 
ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) uͤberwieſen ſind, insbeſondere: 


a) über die zur Erfüllung der Sozietaͤtszwecke nothwendigen und nuͤtzlichen 
Einrichtungen und uͤber die Bauanſchlaͤge; a 


p) über den Jahresetat und über die erforderlichen gewöhnlichen und außer⸗ 
gewoͤhnlichen Ausſchreiben, ſowie uͤber die Decharge der Jahres⸗ 
rechnungen; 5 a 

ch uͤber etwaige Anleihen; ü 
cc über Verträge (H. 25.); 


e) uͤber die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtuͤcke oder des 
ſonſtigen Vermoͤgens des Verbandes; 


f) über die Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unter⸗ 
beamten; 
g) uͤber die Geſchaͤftsanweiſungen; 
h) uͤber die Reviſion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 
5 In der Regel werden die Beſchluͤſſe vom Plenum des Vorſtandes 
gefaßt. 
Die Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
ſitzenden. Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchluͤſſe 
ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. 
Beſchluͤſſe des Vorſtandes, welche der Vorſitzende fuͤr geſetzwidrig oder 
dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe zu beanſtanden und die 
Entſcheidung der Regierung einzuholen. N 


$. 18. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten uͤber den Bau neuer Anlagen; 
b) zu Anleihen; 
c) zur Veraͤußerung von Grundſtuͤcken des Verbandes. 


$. 19. 


Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
| wn, 


mindeſtens ein Mal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammen⸗ 

berufung wird vom Vorſtande ein fuͤr alle Mal feſtgeſetzt. 

5 Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie 

Tage vorher ſtattfinden. N f 


$ 20. 


Die Mitglieder des Vorſtandes ſind an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. 

Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Jedes Mitglied 
hat gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. Se 


Der Vorſtand kann nur befchließen: 


in allgemeinen Angelegenheiten, wenn mehr als die Haͤlfte ſeiner Mit⸗ 
glieder mit Einſchluß des Vorſitzenden anweſend ſind. 


Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand, zum dritten Male zur 
Verhandlung uͤber denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in 
genuͤgender Anzahl erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Berufung muß 
auf dieſe Beſtimmung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


H. 21. 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Pflichten des Verbandes darf der⸗ 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung, ſelbſt mit Huͤlfe der Stellver⸗ 
treter, eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Vor⸗ 
ſitzende, oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die 
Regierung fuͤr die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und 
noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. 


§. 22. 


g 10 vom Vorſtande gefaßten Beſchluͤſſe ſind fuͤr den Verband rechts- 
verbindlich. i 

Sie ſind nebſt den Namen der anweſend geweſenen Mitglieder in ein 
beſonderes Buch einzutragen und werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens 
zwei Mitgliedern unterſchrieben. 


$ 23. 


Der Direktor des Verbandes fuͤhrt die Geſammtverwaltung und hand⸗ 
habt die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu 
beaufſichtigenden Anlagen. : 

In einzelnen Fallen kann fich der Direktor durch ein anderes Mitglied 
des Vorſtandes vertreten laſſen. Jedes Mitglied des letzteren iſt verbunden, 
Auftraͤge des Vorſitzenden zu uͤbernehmen. 8 
Jahrgang 1864. (Nr. 5894.) 48 Der 


0 ek Vorſitzende hat insbeſondere: 6 

a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Verträ⸗ 
gen und Schuldurkunden iſt eine nach H. 22. zu vollziehende Urkunde 
oder Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſiehe jedoch §. 25.); 

b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen- und Rech⸗ 
nungsweſen zu uͤberwachen; 

e) die Sozietaͤtsbeitraͤge nach dem Etat und den Beſchluͤſſen des Vor⸗ 
ſtandes auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; N 


d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausfuͤhrung der Bauten 
anzuordnen und zu leiten. 


$. 24. 


Alljaͤhrlich im Frühjahr — vor der ordentlichen Jahresverſammlung des 
Vorſtandes — findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Dieſelbe 
erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beaufſichtigenden Anlagen. Der 
Direktor haͤlt die Schau mit Zuziehung von zwei Repraͤſentanten als Mit⸗ 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vorſtande für 
die verſchiedenen Diſtrikte beſtimmt werden. 

Ueber den Befund und die Beſchluͤſſe der Schaukommiſſion iſt ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen. 

Die Schau wird oͤffentlich bekannt gemacht, damit jeder Betheiligte der⸗ 
ſelben beiwohnen kann. So oft es erforderlich iſt, ſoll in gleicher Weiſe im 
September eine Nachſchau abgehalten werden. 


$. 25. 


Die gewohnliche Unterhaltung der Sozietaͤtsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schauen, in dringenden Faͤllen auch ſonſt nach eigenem 
Ermeſſen an und holt nur in zweifelhaften Faͤllen — oder wenn er mit den 
Miturtheilern nicht uͤbereinſtimmt — den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob 
die Ausfuͤhrung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch 
durch ein Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch 
Entrepriſe zu geſchehen hat, daruͤber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſaͤtze feſt, 
1 deren in dringenden Faͤllen der Direktor nach eigenem Ermeſſen 
verfaͤhrt. 

Zu Entrepriſekontrakten zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Di⸗ 
rektor einer Vollmacht nicht. 

Was die Schau für die vom Verbande nur zu beaufſichtigenden Anla⸗ 
gen betrifft, ſo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den 
Betheiligten danach vom Direktor Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 
noͤthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von ihnen zu erzwingen. 


H. 26. 
Zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausfuͤhrung der 15 . 
\ “ 1 1 J 


Fre ar Ge 


& a . 
Unterhaltung der Sozietaͤtsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
zu verpflichten. 

Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafen bis zur 
Hoͤhe von drei Thalern Geldbuße verfuͤgen, noͤthigenfalls ihnen auch die Aus⸗ 
uͤbung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. 


$. 27. 


Der Direktor ift befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe bis zu fuͤnf Thaler Geldbuße oder drei Tage Ge⸗ 
fängniß vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852. Die vom 
Direktor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur 
Sozietaͤtskaſſe. 


$. 28. 


Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes ruͤckſicht⸗ 
lich ihrer normalmaͤßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachver⸗ 
ſtaͤndigen, fo oft es erforderlich, zu revidiren. Bei neuen Anlagen und groͤßeren 
Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor durch einen ſolchen Bauſachverſtaͤndigen 
en Anſchlag vorher fertigen und die Ausführung inſpiziren und abnehmen 
zu laſſen. 


H. 29. 


Zur Fuͤhrung der Kaſſengeſchaͤfte engagirt der Vorſtand einen Rendanten, 
welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. N 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrechnung 
pro Kalenderjahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher 
dieſelbe durch einen Rechnungsverſtaͤndigen und außerdem ſelbſt und durch ein 
vom Vorſtande alljährlich hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorpruͤfung 
unterwirft. 

Behufs Vorlegung in der ordentlichen Jahresverſammlung des Vor⸗ 
flandes und vierzehn Tage vor derſelben find Etat und Rechnung im Buͤreau 
des Vorſitzenden zur Einſicht jedes Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. 


H. 30. 
Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehren⸗ 


poſten. : 
Fuͤr die Schauen erhalten dieſelben eine Fuhrkoſten⸗Entſchaͤdigung von 
zwei Thalern pro Tag und Perſon. 
Dem Direktor iſt außerdem eine Entſchaͤdigung für Buͤreauaufwand zu 
1 0 welche die Regierung zu Gumbinnen auf Anhoͤren des Vorſtandes 
eſtſetztt. : 
(Nr. 5894) 48" H. 31. 


$. 31. 


Die erſte Ausführung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs-. 
kommiſſarius — welcher waͤhrend des Baues als Direktor des Verbandes 
fungirt — mit Huͤlfe des ihm zugeordneten Baubeamten. Der Vorſtand und 
bis zu deſſen Konſtituirung der gewaͤhlte interimiſtiſche Geſellſchaftsvorſtand 
unterſtuͤtzen ihn dabei und nehmen die Rechte des Verbandes wahr. Auch der 
interimiſtiſche Vorſtand iſt berechtigt, Grundſtuͤcke fuͤr den Verband zu er⸗ 
werben, Anleihen fuͤr denſelben zu kontrahiren, ſowie alle ſonſtigen Rechts⸗ 
geſchaͤfte Namens des Verbandes auszufuͤhren und denſelben rechtsverbindlich 
zu verpflichten. N 
f Fuͤr die laufenden Geſchaͤfte bei der Bauzeit iſt vom Vorſtande ein Aus⸗ 
ſchuß zu wählen und mit Vollmacht zu verſehen. 

Ein Baubeamter der Bezirksregierung revidirt die Ausfuͤhrung der 
Bauten. N 

Nach erfolgter Ausfuͤhrung werden die Anlagen von dem Regierungs⸗ 
kommiſſaruus dem Vorſtande des Verbandes übergeben mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der ausgefuͤhrten Anlagen und der Inventarienſtuͤcke. 

Streitigkeiten, welche dabei entſtehen moͤchten, werden von der Regierung 
zu Gumbinnen, in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. 

Die Baurechnung wird nach Anhoͤren des Vorſtandes demnaͤchſt von der 
Regierung dechargirt. 

Die Remuneration des Regierungskommiſſarius und des Baubeamten 


während der Bauzeit wird aus der Staatskaſſe beſtritten. 


$. 32. 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherrlicher 
Genehmigung erfolgen. 5 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. N 

Gegeben Berlin, den 23. Mai 1864. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Nr. 5895) 


(Nr. 5895.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Mai 1864. betreffend einige Aenderungen des 
> Deichſtatuts für den Aken⸗Roſenburger Deichverband vom 28, Auguſt 1856. 


ö Au den Antrag des Deichamtes des Aken-Roſenburger Deichverbandes, mit 
welchem die Herzoglich Anhaltiſche Regierung zu Deſſau ſich einverſtanden er⸗ 
klaͤrt hat, genehmige Ich, daß das Deichſtatut vom 28. Auguſt 1856. (Geſetz⸗ 
Samml. vom Jahre 1856. S. 913. ff.) in folgenden Punkten geaͤndert wird. 

Zu F. 36. Die Beſtimmung H. 36. Alinea 2. des Deichſtatuts, wonach 
der Deichhauptmann und deſſen Stellvertreter nur aus einer beſtimmten Zahl 
von Niederungs⸗Intereſſenten gewaͤhlt werden koͤnnen, wird hiermit aufgehoben. 
Die Wahl iſt fuͤr die Zukunft und bei eintretender Vakanz unbeſchraͤnkt. Die 
Beſtimmung des letzten Alinea dieſes Paragraphen faͤllt fort. Das Gehalt 
reſp. die Remuneration des Deichhauptmanns hat das Deichamt zu beſchließen 
und die Regierung nach F. 64. die Genehmigung dazu zu ertheilen. 

Zu $. 66. Das Gut Obslau wird von der Stadt Aken, zu der es in 
kommunaler Beziehung gehoͤrt, abgezweigt und im Deichamte, ſo lange es in 
ſeinem jetzigen Umfange beſteht oder wenigſtens mit einem Areale von 300 Mor⸗ 
gen betheiligt iſt, durch ſeinen Beſitzer oder den durch dieſen zu waͤhlenden Ver⸗ 
treter repräfentirt. — Ruͤckſichtlich der Vertretung der Gemeinden treten folgende 
Aenderungen ein. Es werden ſieben Abtheilungen gebildet und jede einzelne 
als ein Ganzes bei der Berechnung des Stimmenverhaͤltniſſes angeſehen. Die 
Abtheilungen ſind folgende: i 

1. Abtheilung, die Gemeinde Groß-Roſenburg, 
2. 75 57 77 Klein⸗Roſenburg und Trabitz, 


3. ” 77 7 Breitenhagen, 

4. „ „ „ Fuͤhren, Loͤdderitz und Mennewitz, 
5. 15 25 55 Micheln und Suſigke, 

6. 3 2 75 Dornebock, Sachſendorf und Zuchau, 
7 75 7 75 Diebzig, Wulffen und Droſa. 


In den Ortſchaften, welche zu einer Abtheilung gehoͤren und mit anderen 
zuſammen im Deichamte ſtimmen, alterniren die Ortsvorſteher von Jahr 
zu Jahr. i ö 

Es find dieſe Abaͤnderungen des Statuts durch die Geſetz-Sammlung zu 
veröffentlichen. 

Berlin, den 23. Mai 1864. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
den Juſtizminiſter und den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. 
— — — —é 


(Nr. 5895.—589 7.) (Nr. 5896.) 
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(Nr. 5896.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Mai 1864. „betreffend die Erweiterung des Melio⸗ 
. rationsprojekts des Linkuhnen⸗Seckenburger Entwaͤſſerungsverbandes. 


Al Ihren Bericht vom 15. d. M. genehmige Ich, dem Beſchluſſe des Vor⸗ 

ſtandes des Linkuhnen⸗Seckenburger Entwaͤſſerungsverbandes entſprechend, daß 
der durch H. 2. des Statuts vom 14. März 1859. (Geſetz⸗Samml. von 1859. 
S. 105.) beſtimmte Meliorationsplan dieſes Verbandes nach dem in dem 
Erlaͤuterungsbericht und generellen Koſtenuͤberſchlage des Waſſerbau⸗Inſpektors 


Wiebe vom 24. Dezember 1862. enthaltenen Projekte und den bei der Reviſion 


und Superreviſion erfolgten Aenderungen deſſelben erweitert werde. Die danach 
herzuſtellenden neuen Anlagen, naͤmlich ein zweites Schoͤpfwerk, die Verwal: 
lungen an den Hauptwaſſerzugen und mehrere neue Gräben, ſowie den zu 
regulirenden Linkuhner Kanal, hat der Verband gleich den bisherigen gemein⸗ 
ſamen Meliorationswerken zu unterhalten. | 


Dieſe Order iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 25. Mai 1864. \ 


Wilhelm. 
v. Se lch o w. 


An den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


— — — n — UUnU.: 


(Fr. 5897.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Juni 1864., betreffend die Errichtung von Kreis⸗ 
Synoden in den Provinzen Brandenburg, Schleſien und Sachſen. 


Ai den von Ihnen und dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath erſtatteten Bes 
richt vom 23. v. M. beſtimme Ich, daß nunmehr mit der Errichtung von 
Kreisſynoden in den Provinzen Brandenburg, Schleſien und Sachſen vorge⸗ 
gangen werde. Dabei find die in Meinen Erlaſſen vom 5. Juni 1861. (Ge⸗ 
ſetz⸗Samml. S. 372.) und vom 5. April 1862. (Geſetz⸗Samml. ©. 134.), ber 
treffend die Einrichtung von Kreisſynoden in der Provinz Preußen, getroffenen 
Beſtimmungen mit folgenden Maaßgaben zur Anwendung zu bringen: 


1) in der Provinz Schleſien ſind die Kollatoren der Kirchengemeinden in 
gleicher Weiſe wie die Patrone (Erlaß vom 5. Juni 1861. III. Nr. 4.) 
zur Kreisſynode wahlfaͤhig; a 


2) die von patronatsberechtigten Korporationen zur unmittelbaren Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte bei den Gemeinden beſtellten Patronatsvertreter 
genießen für die Dauer ihrer Funktion als ſolche die Wahlfaͤhigkeit zur 
e gleich den Privatpatronen (Erlaß vom 5. Juni 1861. III. 

r. 4.) 5 s 
Die 


— 351 — 
; Die Beſtimmung unter 2. findet auch auf die Kreisſynoden in den Pros 
vinzen Preußen, Poſen und Pommern Anwendung. Hinſichtlich der unter den 
Graͤflich Stolbergſchen Konfiftorien ſtehenden Theile der Provinz Sachſen behalte 
Ich Mir vor, uͤber die Ausfuͤhrung der Kreisſynodalbildung und deren Ver⸗ 
bindung mit den uͤbrigen Kreisſynoden der Provinz noch naͤhere Beſtimmung 
zu erlaſſen. Ich beauftrage den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath, zur Ausfuͤh⸗ 
rung dieſes Erlaſſes im Einverſtaͤndniß mit Ihnen, dem Miniſter der geiftlichen ꝛc. 
Angelegenheiten, die erforderlichen Anordnungen zu treffen. a 

Gegenwaͤrtiger Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 13. Juni 1864. 
Wilhelm. 
v. Muͤhler. 


An den Miniſter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten und den 
Evangeliſchen Ober-Kirchenrath. 


(Jr. 5898.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15. Juni 1864., betreffend die Bildung von Kreide 
Synodalkaſſen in den ſechs oͤſtlichen Provinzen der Monarchie. 


Ai Ihren im Einverſtaͤndniß mit dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath er⸗ 
ſtatteten Bericht vom 13. d. M. beſtimme Ich, daß zur Beſtreitung der durch 
die Abhaltung von Kreisſynoden und demnaͤchſt von Provinzialſynoden ent⸗ 
ſtehenden Koſten die Errichtung von Kreisſynodalkaſſen in den Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien, Poſen und Sachſen angeordnet 
werde. Dieſe Kaſſen werden von dem Vorſtande der Kreisſynode verwaltet 
und von dem Konſiſtorium der Provinz beaufſichtigt. Die Kreisſynodalkaſſen 
werden, ſofern nicht in einzelnen Dioͤzeſen beſondere kirchliche Fonds oder Ein⸗ 
nahmen vorhanden find, welche dahin gewieſen werden koͤnnen, durch Beiträge 
der Kirchenkaſſen und Gemeinden gebildet. Den Umfang des Beduͤrfniſſes 
hat, unter Genehmigung des Konſiſtoriums, die Synode zu beſtimmen. Zu 
der Aufbringung dieſes Geſammtbedarfs tragen die einzelnen Kirchenkaſſen und 
Gemeinden nach Vermoͤgen bei. Zu dieſem Ende ermaͤchtige Ich Sie, den 
Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten, aus den Einkuͤnften der vermoͤgen⸗ 
den Kirchenkaſſen Meines Patronakes entſprechende Beiträge zu den Kreisſyno⸗ 
dalkaſſen anzuweiſen und die Bewilligung von Beitraͤgen aus den unter Pri⸗ 
vatpatronat oder Gemeindeverwaltung ſtehenden Kirchenkaſſen von Aufſichts⸗ 
wegen zu genehmigen. Können auf dieſe Weiſe die erforderlichen Mittel nicht 
beſchafft werden, ſo haben die Gemeinde-Kirchenraͤthe wegen anderweitiger 
(Nr. 5897. 8899. Auf⸗ 
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Aufbringung derſelben Fuͤrſorge zu treffen. Noͤthigenfalls koͤnnen regelmaͤßige 
oder außerordentliche Sammlungen fuͤr die Synodalzwecke veranſtaltet und 
kann dagegen der Wegfall anderer, den kirchlichen Zwecken nicht unmittelbar 
dienenden, Kollekten genehmigt werden. Der Minifter der geiſtlichen ꝛe. Ange 
legenheiten und der Evangeliſche Ober⸗Kirchenrath ſind beauftragt, wegen Aus⸗ 
fuͤhrung dieſes Erlaſſes naͤhere Anordnung zu treffen. i : 
Dieſer Mein Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö 


Schloß Babelsberg, den 15. Juni 1864. 
Wilhelm. 
v. Muͤhler. 


An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und den 
Evangeliſchen Ober: Kirchenrath. 


(Nr. 5899.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung der unter der Firma: 
; „Berliner Immobilien-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin errichtes 
ten Aktiengeſellſchaft. Vom 17. Juni 1864. a 


Dis Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 11. Juni 
1864. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Berliner Im⸗ 
mobilien⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Statut vom 
8. April 1864. zu genehmigen geruht. f 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 17. Juni 1864. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Schede. 


1 

Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


